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414 Gewerbliche Anlagen im allgemeinen .

Überſchwemmung ausgeſetzt und ſo trocken ſein , daß er zu

jeder Jahreszeit bis zu einer Tiefe von 2 Metern ausge⸗

graben werden kann , ohne daß man auf Waſſer ſtößt .

Nötigenfalls iſt der Boden aufzufüllen oder zu ent⸗

wäſſern . Das von oder unter dem Begräbnisplatze ab⸗

fließende Waſſer ſoll ſeine Richtung nicht gegen Ortſchaften
oder Brunnen nehmen .

§ 3. Neue Wohngebäude dürfen in der nächſten Nähe
des Begräbnisplatzes nicht errichtet werden . Nähere Be⸗

ſtimmungen hierüber , ſowie über die Errichtung von Brunnen

in der Nähe von Friedhöfen bleiben ortspolizeilichen Vor⸗

ſchriften überlaſſen .

B. Beſondere Vorſchriften mit Rückſicht auf die Be⸗

ſtimmung des Baues .

a) Gewerbliche Anlagen im allgemeinen .

1. Reichsgewerbeordnung

2 der Faſſung der Bekanntmachung vom 26. Juli 1900 und des

eſetzes vom 27. Dezember 1911 , RcHBl . 1900 S. 871 und 1912 S. 139) .

S 120 a . Die Gewerbeunternehmer ſind verpflichtet , die
Arbeitsräume , Betriebsvorrichtungen , Maſchinen und Gerät⸗

ſchaften ſo einzurichten und zu unterhalten und den Betrieb

ſo zu regeln , daß die Arbeiter gegen Gefahren für Leben und

Gefundheit ſoweit geſchützt ſind , wie es die Natur des Be⸗

triebs geſtattet . !)
Ansbeſondere iſt für genügendes Licht , ausreichenden

Luftraum und Luftwechſel , Beſeitigung des bei dem Betrieb

entſtehenden Staubs , der dabei entwickelten Dünſte und Gaſe ,

ſowie der dabei entſtehenden Abfälle Sorge zu tragen .

Ebenſo ſind diejenigen Vorrichtungen herzuſtellen , welche

zum Schutze der Arbeiter gegen gefährliche Berührungen mit

Maſchinen oder Maſchinenteilen oder gegen andere in der

Natur der Betriebsſtätte oder des Betriebs liegende Ge⸗

) Strafbeſtimmungen ſiehe unter IV 4.
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fahren , namentlich auch gegen die Gefahren , welche aus Fabrik⸗
bränden ) erwachſen können , erforderlich ſind .

Endlich ſind diejenigen Vorſchriften über die Ordnung des
Betriebs und das Verhalten der Arbeiter zu erlaſſen , welche
zur Sicherung eines gefahrloſen Betriebs erforderlich ſind .

§ 120 b . Die Gewerbeunternehmer ſind verpflichtet , die⸗
jenigen Einrichtungen zu treffen und zu unterhalten und die⸗
jenigen Vorſchriften über das Verhalten der Arbeiter im Be⸗
triebe zu erlaſſen , welche erforderlich ſind , um die Aufrecht⸗
erhaltung der guten Sitten und des Anſtandes zu ſichern .

Insbeſondere muß , ſoweit es die Natur des Betriebs
zuläßt , bei der Arbeit die Trennung der Geſchlechter durch⸗
geführt werden , ſofern nicht die Aufrechterhaltung der guten
Sitten und des Anſtands durch die Einrichtung des Betriebs
ohnehin geſichert iſt .

In Anlagen , deren Betrieb es mit ſich bringt , daß die
Arbeiter ſich umkleiden und nach der Arbeit ſich reinigen ,
müſſen ausreichende , nach Geſchlechtern getrennte Ankleide⸗
und Waſchräume vorhanden ſein .

Die Bedürfnisanſtalten : ) müſſen ſo eingerichtet ſein , daß
ſie für die Zahl der Arbeiter ausreichen , daß den Anforder⸗
ungen der Geſundheitspflege entſprochen wird und daß ihre Be⸗
nutzung ohne Verletzung von Sitte und Anſtand erfolgen kann .

S 120c . Gewerbeunternehmer , welche Arbeiter unter
achtzehn Jahren beſchäftigen , ſind verpflichtet , bei der Ein⸗
richtung der Betriebsſtätte und bei der Regelung des Betriebs
diejenigen beſonderen Rückſichten auf Geſundheit und Sitt⸗
lichkeit zu nehmen , welche durch das Alter dieſer Arbeiter
geboten ſind .

) Es iſt namentlich darauf hinzuwirken , daß den Arbeitern
mehrere Ausgänge aus den Arbeitsräumen ins Freie zu Gebote
ſtehen , daß die Fenſter die erforderliche Größe beſitzen , um im Falle
einer Feuersbrunſt als Ausweg benutzt werden zu können , ſowie
daß Türen und Fenſter nach außen hin aufſchlagen . Erl . d. Min .
d. Innern vom 29. Januar 1889 Nr . 1435 . Vergl . auch 8 71 der
Landesbauordnung .

J,das Gewerbeaufſichtsamt hat Normalpläne ausarbeiten und⸗
vervielfältigen laſſen , welche im Einzelfall dem Bauherrn zur Be⸗
achtung ausgehändigt werden . S. auch § 46 der Landesbauordnung .
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§ 120 d . Die zuſtändigen Polizeibehörden ſind befugt ,

im Wege der Verfügung für einzelne Anlagen die Ausführung

derjenigen Maßnahmen anzuordnen , welche zur Durchführung

der in 88 120a bis 120c enthaltenen Grundſätze erforder⸗

lich und nach der Beſchaffenheit der Anlage ausführbar er⸗

ſcheinen . Sie können anordnen , daß den Arbeitern zur Ein⸗

nahme von Mahlzeiten außerhalb der Arbeitsräume ange⸗

meſſene , in der kalten Jahreszeit geheizte Räume unent⸗

geltlich zur Verfügung geſtellt werden .
Soweit die angeordneten Maßregeln nicht die Beſei⸗

tigung einer dringenden , das Leben oder die Geſundheit be⸗

drohenden Gefahr bezwecken , muß für die Ausführung eine

angemeſſene Friſt gelaſſen werden .

Den bei Erlaß dieſes Geſetzes bereits beſtehenden An⸗

lagen gegenüber können , ſolange nicht eine Erweiterung oder

ein Umbau eintritt , nur Anforderungen geſtellt werden , welche

zur Beſeitigung erheblicher , das Leben , die Geſundheit oder

die Sittlichkeit der Arbeiter gefährdender Mißſtände erforder⸗

lich oder ohne unverhältnismäßige Aufwendungen ausführ⸗
bar erſcheinen .

Gegen die Verfügung der Polizeibehörde ſteht dem Ge⸗

werbeunternehmer binnen zwei Wochen die Beſchwerde an

die höhere Verwaltungsbehörde zu . Gegen die Entſcheidung
der höheren Verwaltungsbehörde iſt binnen vier Wochen die

Beſchwerde an die Zentralbehörde zuläſſig ; dieſe entſcheidet

endgültig . Widerſpricht die Verfügung den von der zuſtän⸗

digen Berufsgenoſſenſchaft erlaſſenen Vorſchriften zur Ver⸗

hütung von Unfällen , ſo iſt zur Einlegung der vorſtehend be⸗

zeichneten Rechtsmittel binnen der dem Gewerbeunternehmer

1 Friſt auch der Vorſtand der Berufsgenoſſenſchaft

efugt .

§ 120 e . Durch Beſchluß des Bundesrats ' ) können Vor⸗
ſchriften darüber erlaſſen werden , welche Anforderungen in

beſtimmten Arten von Anlagen zur Durchführung der in den

§8 120a bis 120c enthaltenen Grundſätze zu genügen iſt .
In dieſe Beſtimmungen können auch Anordnungen über das

y Jetzt : der Reichsregierung mit Zuſtimmung des Reichsrats

( Art . 179 Abſ . 2 und 77 Reichsverfaſſung ) .
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Verhalten der Arbeiter im Betriebe zum Schutze von Leben
und Geſundheit aufgenommen werden . Eine Abſchrift oder
ein Abdruck der Anordnungen iſt an geeigneter , allen betei⸗
ligten Arbeitern zugänglicher Stelle auszuhängen und in les⸗
barem Zuſtand zu erhalten .

Soweit ſolche Vorſchriften durch Beſchluß des Bundes⸗
rats ) nicht erlaſſen ſind , können dieſelben durch Anordnung
der Landeszentralbehörden oder durch Polizeiverordnungen
der zuſtändigen Polizeibehörden erlaſſen werden . Vor dem
Erlaſſe ſolcher Anordnungen und Polizeiverordnungen iſt den
Vorſtänden der beteiligten Berufsgenoſſenſchaften oder Be⸗

rufsgenoſſenſchafts⸗Sektionen Gelegenheit zu einer gutacht⸗
lichen Außerung zu geben . Auf dieſe finden die Beſtimmungen
des [ 8 113 Abſatz 2, 4 und des § 115 Abſatz 4 Satz 1 des

Gewerbe⸗Unfallverſicherungsgeſetzes ( Reichsgeſetzblattt 1900
Seite 573 , 585 ) J ?) Anwendung .

2. Verordnung des badiſchen Staatsminiſteriums ,
das Gewerbeaufſichtsamt betr . , vom 20 . Nov . 1924 .

( Geſ . ⸗ u. VOBl . 1924 Seite 279. )
S 1. Die Aufſicht über die Ausführung der Beſtimmungen

zum Schutze der Arbeitnehmer wird von dem Gewerbeauf⸗
ſichtsamt ausgeübt .

Das Miniſterium des Innern als Aufſichtsbehörde kann
dem Gewerbeaufſichtsamt auch ſonſtige Aufgaben übertragen .

§ 2. Das Gewerbeaufſichtsamt beſteht aus einem Prä⸗
ſidenten , dem die Leitung obliegt , aus der erforderlichen An⸗

zahl von Beamten , insbeſondere den Vorſtänden der Ge⸗

werbeaufſichtsbezirke , dem Landesgewerbearzt und dem

weiblichen Gewerberat .

§ 3. Das Miniſterium des Innern erläßt die Dienſt⸗
anweiſungs ) und die Geſchäftsordnung für das Gewerbe⸗

aufſichtsamt .

) Siehe Fußnote 1 auf Seite 416 .
2) Jetzt : 88 853 , 855 und 864 Abſatz 2 Satz 2 der Reichs⸗

verſicherungsordnung .
) Die jetzt giltige Dienſtanweiſung für das Gewerbeaufſichts⸗

amt iſt durch Verordnung des Arbeitsminiſteriums vom 2. Dezember
1920 ( Geſ. ⸗ u. VOBl . 1920 S. 531 ) erlaſſen worden .

Schkluſſer⸗Franz , Bau⸗ und feuerpolizeiliche Vorſchriften . 27
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§ 4. Dieſe Verordnung tritt an die Stelle der Verord⸗
nung des Staatsminiſteriums vom 1. Oktober 1920, die

Gewerbeaufſicht betr . ( Geſetz - u. Verordnungsblatt Seite 499 ) .

3. Badiſche Vollzugsverordnung zur Gewerbe⸗

ordnung vom 24 . März 1892 .

( Geſetz⸗ u. VOBl . S. 39 und 114) , in der durch die Verordnungen
vom 29. Sept . 1900 , 2. April 1912 u. 2. Dezember 1920 ( Geſ . ⸗u. VOBl .

1900 S. 1003 , 1912 S. 121 u. 1920 S. 535 ) bewirkten Faſſung .

§ 139 . ( Polizeiliche Verfügungen zum Schutze
von Leben , Geſundheit und Sittlichkeit der Ar⸗

beiter . ) Die Aufſicht über die Erfüllung der nach den

88 120a bis f der Gewerbeordnung den Gewerbe⸗

unternehmern obliegenden Verpflichtungen wird durch das

Gewerbeaufſichtsamt , die Bezirksämter und , ſoweit der

Schutz der Geſundheit in Frage ſteht , auch durch die Bezirks⸗
ärzte ausgeübt .

Für den Erlaß der in den 88 120d , 120f Abſatz 2,
und 137a Abſatz 3 der Gewerbeordnung bezeichneten Ver —

fügungen ſind die Vorſtände der Gewerbeaufſichtsbezirke als

Polizeibehörden zuſtändig .
Zur Entſcheidung der gegen die Verfügung der Polizei⸗

behörde erhobenen Beſchwerde iſt der Bezirksrat als höhere
Verwaltungsbehörde zuſtändig . Die Beſchwerde iſt nach
den für die Einlegung des Rehurſes geltenden landesrecht⸗
lichen Vorſchriften binnen 2 Wochen ſeit Zuſtellung der Ver⸗

fügung beim Gewerbeaufſichtsamt anzuzeigen und aus⸗

zuführen . Die Beſchwerdeentſcheidung der Zentralbehörde
erfolgt durch das Arbeitsminiſterium . ! )

§ 140 . ( Allgemeine Vorſchriften über die zum
Schutze von Leben , Geſundheit und Sittlichkeit zu
ſtellenden Anforderungen . ) Die in §S 120e Abſatz 2,
§ 139h Abſatz 2 und § 120f Abſatz 1 der Gewerbeordnung
bezeichneten Vorſchriften können durch Verordnung vom Mi⸗

niſterium des Innern als Landeszentralbehörde und , ſoweit

) Jetzt : Miniſterium des Innern .
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es ſich um die Verhütung von Unfällen handelt , nach § 108
Ziffer 5 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs , ferner im Falle des § 120f
Abſatz 1 im Wege von bezirks⸗ oder ortspolizeilichen Vor⸗
ſchriften erlaſſen werden .

Ehe der Entwurf einer hiernach zu erlaſſenden bezirks⸗oder ortspolizeilichen Vorſchrift nach §S 120e Abſatz 2 der
Gewerbeordnung dem Vorſtand der Berufsgenoſſenſchaftoder der Sektion mitgeteilt wird , iſt darüber eine Außerungder Fabrikinſpektion ) und gegebenenfalls der Handels⸗
kammer einzuholen und der Entwurf dem Miniſterium des
Innern zur Kenntnisnahme vorzulegen.

§ 141 . ( Baupläne für gewerbliche Anlagen . )
Iſt beabſichtigt , eine gewerbliche Anlage ( lauch offene Ver⸗
kaufsſtelle ) zu erbauen oder weſentliche bauliche Verän⸗
derungen daran vorzunehmen , ſo hat das Bezirksamt eine
Fertigung der zum Zwechke der Baugenehmigung oder Bau⸗
anzeige eingereichten Pläne vor Erteilung der Genehmigungdem Gewerbeaufſichtsamt zur Bezeichnung der zum Schutze
von Leben , Geſundheit und Sittlichkeit von Arbeitern und
Angeſtellten erforderlichen Auflagen mitzuteilen . Die Auf⸗
lagen des Gewerbeaufſichtsamts ſind in die Genehmigungs⸗
bedingungen aufzunehmen . Hat die Baupolizeibehörde hier⸗
gegen Bedenken , ſo hat ſie vor Erteilung des Baubeſcheides
die Entſcheidung des Arbeitsminiſteriums ?) anzurufen .

Die Pläne und Beſchreibungen derartiger Anlagen ſindin einer Weiſe zu fertigen , welche ein Urteil über die zum
Schutz von Geſundheit und Sittlichkeit der Arbeiter beabſich⸗
tigten Einrichtungen , insbeſondere hinſichtlich der Aufſtellungder Maſchinen und Kraftübertragungen , der Vorrichtungen
für Lufterneuerung und Staubbeſeitigung tunlich macht .

Das Gewerbeaufſichtsamt kann die Überlaſſung der Bau⸗
und Genehmigungsbeſcheide für gewerbliche Anlagen ſamt
Lage⸗ und Bauplänen , die mit der tatſächlichen Ausführung
übereinſtimmen , für ſeine Akten verlangen .

Y Jetzt : des Gewerbeaufſichtsamts .
) Jetzt : des Miniſteriums des Innern .
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